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Der Stadtverordnetenvorsteher

An die
Damen und Herren
der Stadtverordnetenversammlung
und des Magistrates

der Stadt Rödermark

E i n l a d u n g  

Ich lade Sie ein zu der
24. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

(Sitzung Nr. 3/2019)
am Dienstag, 14.05.2019, um 19:30 Uhr

mit Fortsetzung am Mittwoch, 15.05.2019, um 19:30 Uhr.
Die Sitzung findet in der Halle Urberach (Mehrzweckraum), Am Schellbusch 1 statt.

Tagesordnung:

TOP 1 Mitteilungen des Stadtverordnetenvorstehers

TOP 2 Mitteilungen des Magistrats

TOP 3 Anfragen gem. § 16 Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung

TOP 4 Beschlussfassung über die Gültigkeit der Direktwahl des Bürgermeisters 
am 24. März 2019
Vorlage: VO/0094/19

TOP 5 Einrichtung eines Wahlvorbereitungsausschusses zur Neubesetzung der 
Stelle der/des Ersten Stadträtin/Stadtrates der Stadt Rödermark
Vorlage: VO/0095/19

TOP 6 Antrag auf Versetzung in den Ruhestand aus besonderen Gründen
Vorlage: VO/0106/19

TOP 7 Neuwahl des/der Ortsgerichtsvorstehers/Ortsgerichtsvorsteherin für das 
Ortsgericht Rödermark II (Urberach)
Vorlage: VO/0096/19

TOP 8 Vergabe für den Bau und den Betrieb einer Kinderbetreuungseinrichtung 
im Rahmen eines Erbbaupachtvertrages auf der Grundlage eines 
Interessenbekundungsverfahrens
Vorlage: VO/0075/19

Schriftführerin: Frau Morian
Telefon: 06074  911310

24. April 2019
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TOP 9 Bundesverkehrswegeplan 2030; hier: Ortsumfahrung Urberach
Vorlage: VO/0105/19

TOP 10 Grundstücksverfügung im Bereich Kapellenstraße 3, 5 und 7
Vorlage: VO/0099/19

TOP 11 Änderung der "Satzung über die Stellplatzpflicht sowie die Gestaltung, 
Größe und Zahl der Stellplätze oder Garagen, Abstellplätze für Fahrräder 
und die Ablösung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge der Stadt Rödermark" 
(Stellplatzsatzung)
Vorlage: VO/0090_2/19

TOP 12 Änderung der Entwässerungssatzung
Vorlage: VO/0091/19

TOP 13 Stadtumbau in Hessen/ Gesamtmaßnahme "Ortskern Ober-Roden", 
Zukunft Stadtgrün/ Gesamtmaßnahme "Urberach -Nord"
Beschluss des "Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzepts" (ISEK) 
gemäß § 171 b Abs.2 Baugesetzbuch
Vorlage: VO/0089/19

TOP 14 Zukunft Stadtgrün/ Gesamtmaßnahme "Urberach-Nord"
Beschluss der räumlichen Abgrenzung des Maßnahmengebiets "Urberach-
Nord" gemäß § 171 b Abs. 1 Baugesetzbuch i.V.m. Punkt 5.2 der "Richtlinien 
des Landes Hessen zur Förderung der nachhaltigen Stadtentwicklung" 
(RiLiSE) vom 02.10.2017.
Vorlage: VO/0092/19

TOP 15 Stadtumbau in Hessen/ Gesamtmaßnahme "Ortskern Ober-Roden"
Beschluss der räumlichen Abgrenzung des Stadtumbaugebiets "Ortskern 
Ober-Roden" gemäß § 171 b Abs. 1 Baugesetzbuch i.V.m. Punkt 5.2 der 
"Richtlinien des Landes Hessen zur Förderung der nachhaltigen 
Stadtentwicklung" (RiLiSE) vom 02.10.2017.
Vorlage: VO/0093/19

TOP 16 B35 Vorhabenbezogener Bebauungsplan/ Vorhaben- und 
Erschließungsplan "Erweiterung Hotel Odenwaldblick"
Behandlung und Abwägung der Stellungnahmen der frühzeitigen 
Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch sowie der Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
Baugesetzbuch
Vorlage: VO/0102/19

TOP 17 B35 Vorhabenbezogener Bebauungsplan/ Vorhaben- und 
Erschließungsplan "Erweiterung Hotel Odenwaldblick"
Beschluss über die öffentliche Auslegung
Vorlage: VO/0103/19

TOP 18 Übertragung des Grundstücks Ricarda-Huch-Straße 2A
aus dem Anlagevermögen der Kommunalen Betriebe in das 
Anlagevermögen der Stadt Rödermark
Vorlage: VO/0086/19
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TOP 19 Ermittlung der Abfallgebühren für die Jahre 2018 und 2019
Vorlage: VO/0085/19

TOP 20 Bestellung eines Prüfers für den Jahresabschluss 2018 des Eigenbetriebes 
"Kommunale Betriebe der Stadt Rödermark"
Vorlage: VO/0033/19

TOP 21 Antrag der SPD-Fraktion: Entwicklung eines Baugebietes in S-Bahnnähe
Vorlage: SPD/0217/18

TOP 22 Antrag der SPD-Fraktion: Ausreichender und bezahlbarer Wohnraum in der 
Region
Vorlage: SPD/0108/19

TOP 23 Gesamtfortschreibung Regionaler Flächennutzungsplan - RegFNP 2020
Vorlage: VO/0114/19

TOP 24 NEUFASSUNG des FDP-Antrags "Flächenanmeldungen der Stadt Rödermark 
im Zuge des Verfahrens zur Erstellung des Regionalen 
Flächennutzungsplans 2020" (vormals Vorlage FDP/0149/18)
Vorlage: FDP/0113/19

TOP 25 Antrag der FDP-Fraktion: Dem Erziehermangel vorausschauend und 
effektiv entgegenwirken
Vorlage: FDP/0112/19

Mit freundlichen Grüßen F. d. R.

Sven Sulzmann Susanne Morian
Stadtverordnetenvorsteher Schriftführerin
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

23.04.2019

Fraktion:
Freie Wähler Rödermark

Peter Schröder

Antrag der Fraktion der Freien Wähler Rödermark: Südlink über Urberach 
(P43 mod) (Anfrage)

Beratungsfolge:

Datum Gremium

14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung:

Der Bau einer neuen Stromtrasse in Deutschland von Norden nach Süden (Südlink) ist 
beschlossen, um die Energiewende erfolgreich durchführen zu können. Der 
Trassenverlauf wurde in den letzten Monaten immer mal wieder diskutiert. Unter 
anderem wird von Bayern eine Trasse unter dem Namen „Südlink P43 mod“ favorisiert, 
die über das Umspannwerk in Urberach führen soll. 
 
Anfrage:

1) Ist dem Magistrat bekannt, ob diese Variante weiterhin in Planung ist?
2) Werden bei dieser Variante „Südlink P43 mod“ neue Stromtrassen in Richtung 

Urberach benötigt? Wenn ja:
a) Wird es als Erdkabel oder Überlandleitung geplant? 
b) Wo würde der Trassenverlauf Rödermärker Gebiet tangieren?

3) Welche Vor- und Nachteile hat Rödermark beim Bau dieser Stromtrasse zu 
befürchten?
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

23.04.2019

FDP-Fraktion

Dr. Rüdiger Werner
Tobias Kruger

Antrag der FDP-Fraktion: Finanzielle Gleichstellung von 
Tagespflegekräften (Anfrage)

Beratungsfolge:

Datum Gremium

14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Die Tagespflege ist ein sehr wichtiger Baustein für ein umfassendes 
Betreuungsangebot für Kinder bis 3 Jahre. Tageseltern betreuen in Kleingruppen bis zu 
5 Kinder, bieten ein persönliches, häusliches Umfeld und oftmals ein hohes Maß an 
Flexibilität. Für viele Kinder ist diese Kleingruppenbetreuung auch für die frühkindliche 
Bildung besonders förderlich. Für die Allgemeinheit ist diese Form der 
Kinderbetreuung zudem besonders vorteilhaft, bietet sie doch ein weit besseres Preis-
/Leistungsverhältnis als die Betreuung in stationären Einrichtungen. Fazit: es gibt also 
viele Gründe, die Tagespflege zu fördern und nach Möglichkeit auszubauen. Auch die 
Stadt Rödermark bemüht sich in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Kinderschutzbund sehr, die Tageseltern zu unterstützen und zu fördern. 

Die Vergütung der Tageseltern ist sehr exakt an der tariflichen Vergütung von 
Erziehern in den Betreuungseinrichtungen angelehnt. Zusatzzahlungen – ob von 
Elternseite oder auch von den Kommunen – sind daher nach aktuellem Kenntnisstand 
nicht erlaubt. Allein dieser Punkt erschwert es, weitere Tageseltern zu finden, denn 
diese müssen vielfältige und strenge Auflagen hinsichtlich der genutzten 
Räumlichkeiten erfüllen, müssen sich um Weiterbildungen und viele administrative 
Dinge kümmern. Die Vergütung ist dabei angelehnt an den aktuellen Tarifvertrag, der 
zurzeit eine Bezahlung nach EG S8a vorsieht. Jedoch 11 von 13 Kommunen im Kreis 
Offenbach zahlen aktuell bereits freiwillig über Tarif, meist vergleichbar mit EG S8b. 
Damit werden Tageseltern aktuell am Ende des Tages schlechter bezahlt, als die 
meisten Erzieher/-innen in stationären Einrichtungen. Diesen Zustand gilt es 
schnellstmöglich zu ändern.
 
Anfrage:

1) Wie fördert die Stadt Rödermark ihre Tageseltern aktuell zusätzlich zu den 
Vergütungen durch den Kreis Offenbach (Ausstattung, Vergünstigungen, 
Fortbildungen, Zuschüsse etc.)?
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2) Welche kommunalspezifischen Fördermöglichkeiten für Tageseltern gibt es 
prinzipiell? Welche Kosten würden diese im Einzelnen verursachen (bzw. verursachen 
sie), wenn man von der aktuellen Anzahl an Tageseltern ausgeht?
3) Wäre eine direkte finanzielle Aufstockung der Bezüge durch die Stadt rechtlich 
möglich?
4) Welche anderen Möglichkeiten sieht der Magistrat, den finanziellen Nachteil der 
Tageseltern durch die freiwillige Höhergruppierung des Erziehungspersonals in KiTas 
auszugleichen?
5) Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, langfristig zusätzliche Tageseltern zu 
gewinnen?
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

23.04.2019

FDP-Fraktion

Dr. Rüdiger Werner
Tobias Kruger

Antrag der FDP-Fraktion: Schäden im Stadtwald durch Dürre und Stürme 
(Anfrage)

Beratungsfolge:

Datum Gremium

14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Das Jahr 2018 war geprägt von einer nie dagewesenen Dürre, die erhebliche 
Auswirkungen auf die Natur hatte und immer noch hat. Pflanzen vertrockneten, Tiere 
verhungerten und verdursteten, der Boden ist bis in tiefere Schichten ausgetrocknet 
und hat dort auch heute noch lange nicht sein normales Feuchtigkeitsniveau erreicht. 
Die Auswirkungen werden noch viele Jahre spürbar sein. Besonders betroffen ist auch 
der Wald und hier besonders flach wurzelnde Bäume wie die Fichte, die als 
standortfremde Baumart Anfang des Jahres 2018 noch etwa 2% der Bäume im 
Rödermärker Stadtwald darstellte. Nahezu alle Fichten zeigen Trockenheitsschäden, 
geschätzt drei Viertel aller Bäume sind mittlerweile abgestorben. Daneben haben auch 
Lärchen und Kiefern Probleme mit der Trockenheit gehabt. Auch hier gibt es 
augenscheinlich einige Verluste. Gerade bei der Kiefer, dem dominierenden Baum im 
Rödermärker Stadtwald, könnte das auch erhebliche wirtschaftliche Auswirkungen 
haben. Um das Holz der vertrockneten Bäume noch verwerten zu können, muss dieses
zeitnah herausgeholt und vermarktet werden. Der Fragesteller vermutet aufgrund der 
großen Menge einen Einbruch der Marktpreise bei diesen Holzarten. Da die 
Forstkapazitäten mit dem Abräumen der Schadbäume erschöpft sein sollten, ist davon 
auszugehen, dass die Einschlagpläne komplett überarbeitet werden mussten und 
faktisch kein edleres Holz zurzeit geschlagen werden kann.

Des Weiteren haben der Februar sowie die erste Märzwoche einige heftige Stürme 
gebracht, die wohl für die heftigsten Sturmschäden seit 28 Jahren gesorgt haben. 
Besonders getroffen hat es Darmstadt, Messel und Münster, wo es eine nie 
dagewesene Schneise der Verwüstung gibt. Aber auch im Rödermärker Stadtwald gibt 
es zumindest eine Fläche an der B45 zwischen der B459 und der B486, wo mehrere 
Hektar Wald komplett vernichtet wurden.

Beide Ereignisse – Trockenheit wie Stürme – müssen erhebliche Auswirkungen auf den
Waldwirtschaftsplan 2019 haben.
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Anfrage:

1) Gibt es schon eine Bestandsaufnahme, wie groß die Trockenheitsschäden im 
Rödermärker Stadtwald bei den einzelnen Baumarten sind? Falls ja: wie viel Prozent 
einer jeweiligen Baumart zeigen so große Trockenheitsschäden, dass sie gefällt werden 
müssen?

2) Erfahrungsgemäß kommt es bei solchen gravierenden Wetterereignissen zu einem
Überangebot bei einzelnen Holzarten. Wie ist die aktuelle Preisentwicklung bei den
wichtigen Baumarten Fichte, Kiefer und Buche? Werden die im Haushalt 
prognostizierten Holzerträge im Jahr 2019 erreicht werden können?

3) Gibt es außer der im Sachverhalt genannten Fläche weitere Flächen im Rödermärker
Stadtwald mit erheblichen Sturmschäden? Wie viele Bäume sind insgesamt in etwa 
den Sturmereignissen zum Opfer gefallen? Was wird mit der nun kahlen Fläche 
geschehen?

4) Lässt sich der Gesamtschaden der beiden Ereignisse für den Waldbesitzer Stadt 
Rödermark abschätzen? Wenn ja: wie hoch ist er ungefähr?

5) Welche Langzeitauswirkungen auf den Waldwirtschaftsplan und das 
Forsteinrichtungswerk haben die beiden beschriebenen Wetterereignisse? Muss das 
kleine Plus bei der Waldbewirtschaftung langfristig korrigiert werden?
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VORLAGE  ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Gremien-Büro und Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0094/19

03.04.2019
Morian, Susanne

Beschlussfassung über die Gültigkeit der Direktwahl des Bürgermeisters 
am 24. März 2019

Beratungsfolge:

Datum Gremium

23.04.2019 Magistrat
02.05.2019 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Der Wahlausschuss hat in seiner öffentlichen Sitzung am 25. März 2019 das 
endgültige Wahlergebnis der Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 
ermittelt und folgende Feststellung getroffen:

1. Zahl der Wahlberechtigten 20.824
2. Zahl der Wählerinnen und Wähler 10.190
3. Zahl der gültigen Stimmen 10.052
4. Zahl der ungültigen Stimmen       138

Die Zahlen der für die einzelnen Bewerberinnen und Bewerber abgegebenen gültigen 
Stimmen verteilen sich wie folgt:

Herr Jörg Rotter CDU 5.593 Stimmen 55,6 %
Frau Andrea Schülner AL/Grüne 2.431 Stimmen 24,2 %
Herr Dr. Kartsten Falk 2.028 Stimmen 20,2 %

Gegen die Gültigkeit der Wahl konnte nach der öffentlichen Bekanntmachung am
04. April 2019 binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen Einspruch erhoben 
werden. 
In diesem Zeitraum wurden keine Einsprüche gemäß § 50 Ziffer 1 bis Ziffer 3 KWG 
erhoben. 
Somit kann die Stadtverordnetenversammlung in der ersten Sitzung nach Ablauf der 
Einspruchsfrist gemäß § 50 Ziffer 4 KWG in Verbindung mit § 74 KWO die Gültigkeit 
der Wahlen erklären.
 

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung erklärt die Gültigkeit der Direktwahl des 
Bürgermeisters vom 24. März 2019.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung: 
Enthaltung:
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VORLAGE  ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Gremien-Büro und Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0095/19

03.04.2019
Morian, Susanne

Einrichtung eines Wahlvorbereitungsausschusses zur Neubesetzung der 
Stelle der/des Ersten Stadträtin/Stadtrates der Stadt Rödermark

Beratungsfolge:

Datum Gremium

23.04.2019 Magistrat
02.05.2019 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Gemäß § 4 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Rödermark beträgt die Anzahl der 
Stadträte neun. Die Stelle des Ersten Stadtrates/ der Ersten Stadträtin wird 
hauptamtlich verwaltet.

Die Amtszeit des Ersten Stadtrates Rotter endet mit Ablauf des 30.06.2019. Die Stelle 
des Ersten Stadtrates/der Ersten Stadträtin ist deshalb ab dem 01.07.2019 neu zu 
besetzen.

Gemäß § 42 Absatz 2 HGO ist die Wahl der/des Ersten Stadträtin/Stadtrates durch 
einen Ausschuss des Stadtverordnetenversammlung vorzubereiten. 
Die Anzahl der Ausschussmitglieder sollte analog zu den bestehenden Ausschüssen 
auf 11 festgesetzt werden. Zur Besetzung des Ausschusses wird das Benennungs-
verfahren vorgeschlagen.
 

Beschlussvorschlag:

Die Neuwahl der/des Ersten Stadträtin/Stadtrates soll am 18. Juni 2019 durchführt 
werden.

Zur Vorbereitung der Wahl wird gemäß § 42 Absatz 2 HGO ein Wahlvorbereitungs-
ausschuss eingesetzt.
Die Anzahl der Ausschussmitglieder beträgt 11. Es gilt das Benennungsverfahren.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
 

Finanzielle Auswirkungen:
Nei
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VORLAGE  ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Gremien-Büro und Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0106/19

18.04.2019
Susanne Morian

Antrag auf Versetzung in den Ruhestand aus besonderen Gründen

Beratungsfolge:

Datum Gremium

23.04.2019 Magistrat
02.05.2019 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 
Mit Schreiben vom 17. April 2019 hat Bürgermeister Kern gegenüber dem 
Stadtverordnetenvorsteher Sulzmann gemäß § 76a Satz 1 in Verbindung mit § 40 Abs. 
3 Satz 1 HGO seine Versetzung in den Ruhestand aus besonderen Gründen beantragt.

Er hat dies mit seiner am 30. Oktober 2018 vor der Stadtverordnetenversammlung 
abgegebenen Erklärung begründet. Hierin habe er sich auf seine vor der 
Bürgermeisterwahl 2017 gegenüber allen Bürgerinnen und Bürgern abgegebene 
Absichtserklärung bezogen, lediglich für eine Amtszeit von 2 Jahren und 1 Monat - also 
bis zum 30. Juni 2019 - zur Wiederwahl anzutreten.

Diese Absichtserklärung sei die Geschäftsgrundlage seiner zweiten Wiederwahl 
gewesen und hierauf konnten die Bürgerinnen und Bürger vertrauen. Ein über den 30. 
Juni 2019 hinausgehendes Vertrauen bestehe nicht. Es würde vielmehr einen 
Missbrauch des ihm entgegengebrachten Vertrauens darstellen, wollte er von seiner 
Erklärung abrücken und seine Amtszeit über den 30. Juni 2019 hinaus fortsetzen. Dies 
werde auch dadurch belegt, dass mittlerweile, nämlich am 24. März 2019, ein neuer 
Bürgermeister für eine Amtszeit ab 1. Juli 2019 gewählt worden sei.

Die Voraussetzungen nach § 40 Abs. 3 Satz 1 HGO liegen vor. Bürgermeister Kern hat, 
als Beamter auf Zeit, eine Amtszeit von mehr als 8 Jahren erreicht und das 55. 
Lebensjahr vollendet.

Er bittet deshalb darum, die Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung 
gemäß  § 76a Satz 3 HGO herbeizuführen.

Die Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung zu dem Antrag auf Versetzung in 
den Ruhestand aus besonderen Gründen, bedarf gemäß § 76 a HGO einer Mehrheit 
von zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Mitglieder.
 

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Antrag von Herrn Bürgermeister Kern 
auf Versetzung in den Ruhestand aus besonderen Gründen gemäß § 76 a HGO in 
Verbindung mit § 49 abs. 3 Satz 1 HGO zu.
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Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
 

Finanzielle Auswirkungen:
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VORLAGE  ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Gremien-Büro und Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0096/19

08.04.2019
Morian, Susanne

Neuwahl des/der Ortsgerichtsvorstehers/Ortsgerichtsvorsteherin für das 
Ortsgericht Rödermark II (Urberach)

Beratungsfolge:

Datum Gremium

23.04.2019 Magistrat
02.05.2019 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Das Amtsgericht Langen hat mitgeteilt, dass der Ortsgerichtsvorsteher des 
Ortsgerichts Rödermark II (Ober-Roden), Herr Peter Müller, aus wichtigem Grund 
gemäß § 11 abs. 2 Ortsgerichtsgesetz aus dem Amt entlassen wurde.

Für das Ortsgericht Rödermark II (Urberach) ist somit ein(e) Ortsgerichtsvorsteher(in) 
neu zu wählen.

Gemäß § 7 des Hessischen Ortsgerichtsgesetzes werden die Ortsgerichtsmitglieder auf 
Vorschlag der Stadt durch den Direktor des Amtsgerichtes Langen ernannt.
Gewählt wird für einen Zeitraum von zehn Jahren. Die Amtszeit kann auf fünf Jahre 
begrenzt werden, wenn der Vorgeschlagene bereits das 65. Lebensjahr vollendet hat.
§ 7 Abs. 2 des Ortsgerichtsgesetzes sieht vor, dass Vorschläge zur Besetzung dieses 
Ehrenamtes aus dem Magistrat oder aus der Mitte der Stadtverordnetenversammlung 
erfolgen.

Die Neuwahl des Ortsgerichtsvorstehers wird gemäß § 7 OrtsGG in Verbindung mit
§ 55 Abs. 1 HGO für jede zu besetzende Stelle in einem eigenen Wahlgang nach 
Stimmenmehrheit durchgeführt.
Die Stadt hat gemäß § 7 Abs. 2 OrtsGG die Personen vorzuschlagen, auf die mehr als 
die Hälfe der Stimmen der gesetzlichen Zahl entfallen sind.
Die Wahl kann, wenn niemand widerspricht in offener Abstimmung erfolgen.
 

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung schlägt dem Direktor des Amtsgerichts Langen die 
Ernennung von

____________________________________ zum/zur Ortsgerichtsvorsteher/-in 

für das Ortsgericht Rödermark II (Urberach) vor.
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VORLAGE  ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Kommunale Betriebe Rödermark

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0075/19

25.03.2019
Edith Itta

Vergabe für den Bau und den Betrieb einer Kinderbetreuungseinrichtung 
im Rahmen eines Erbbaupachtvertrages auf der Grundlage eines 
Interessenbekundungsverfahrens

Beratungsfolge:

Datum Gremium

08.04.2019 Magistrat
10.04.2019 Betriebskommission EB "Kommunale Betriebe Rödermark"
29.04.2019 Ausschuss für Familie, Soziales, Integration und Kultur
02.05.2019 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 
Zur Sicherung des wachsenden Bedarfs an Kinderbetreuungseinrichtungen (siehe Kita-
Bedarfsplan 2018) und aufgrund der begrenzten finanziellen Ressourcen der Stadt 
wurde, im Rahmen eines Interessensbekundungsverfahrens, nach einem geeigneten 
Investor und Träger für einer Kinderbetreuungseinrichtung für 75 Ü3-Kinder und 36 
U3-Kinder, auf dem Gelände der früheren Kita Lessingstraße, gesucht. Das Grundstück 
soll im Rahmen eines Erbbaupachtvertrages vergeben werden, um das städtische 
Eigentum zu sichern. 

Aufgrund des Beschlusses der Betriebskommission vom 08.08.2018 und des Magistrats 
vom 13.08.2018 sowie der rechtlichen Bewertung vom Rechtsanwaltsbüro Dr. 
Hermann wurde ein Interessenbekundungsverfahren durchgeführt. Dieses wurde am 
02.11.2018 auf der Hessischen Ausschreibungsdatenbank (HAD) veröffentlicht.

Voraussetzungen für die Bewerbung waren die Erfahrung als pädagogischer Träger 
von Kinderbetreuungseinrichtungen, die Liquidität als Investor mit finanzieller 
Eigenbeteiligung, ein überzeugendes pädagogisches Rahmenkonzept und die 
Vorstellung des Projektes durch den Betreiber. Aus der finanziellen Eigenbeteiligung 
ergibt sich der jährliche städtische Zuschussbedarf.

Folgende drei Bewerbungen lagen fristgerecht vor:
 AWO, Kreisverband Offenbach Land e.V.

 Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., Regionalverband Offenbach

 Bethanien-Diakonissen-Stiftung

Ergänzend zu den Bewerbungsunterlagen fanden am 29.1.2019 Gespräche mit den 
jeweiligen Trägerverantwortlichen statt.

Die Prüfung der Bewerber und der Vergleich erfolgen auf nachstehenden Grundlagen:

- Darstellung des Trägers und Erfahrung im Bereich Kinderbetreuung
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- Einbindung der Einrichtung in die Trägerstruktur
- Leitbild des Trägers
- Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe
- Gemeinnützigkeit
- Pädagogisches Rahmenkonzept (z.B. Öffnungs- und Betreuungszeiten, 

Essensversorgung, pädagogische Grundlagen, Berücksichtigung des Hessischen 
Erziehungs- und Bildungsplans, Elternarbeit, Partizipation, Raumkonzept, 
Schutzkonzept Kindeswohlgefährdung, Qualitätsstandards, Netzwerkarbeit)

- Personalberechnung nach KiföG
- Investitionskosten, Liquidität, Eigenmittel
- Finanzplan für den Betrieb (u.a. Geschäftsstellenumlage und Eigenmittel)

Die Prüfung der vorgelegten Unterlagen und der stattgefundenen Vorstellung der 
jeweiligen Trägerverantwortlichen ergab, dass die Bethanien-Diakonissen-Stiftung alle 
Voraussetzungen erfüllt, zur Erweiterung der Trägervielfalt beiträgt und einen 
Eigenanteil von EUR 800.000 bei der Baumaßnahme als auch einen Eigenanteil von 
EUR 90.000 bei den jährlichen Betriebskosten tragen wird. 

Aufgrund des Ergebnisses der Prüfung wird vorgeschlagen, den Bau und die 
Trägerschaft an die Bethanien-Diakonissen-Stiftung, Geschäftsstelle: Dielmannstraße 
26, 60599 Frankfurt am Main zu vergeben.
 

Beschlussvorschlag:
Der Bau und die Trägerschaft für eine Kinderbetreuungseinrichtung mit 75-Ü3 und 36 
U3-Plätzen, auf dem Gelände ehemaligen Kita in der Lessingstraße, werden an die 
Bethanien-Diakonissen-Stiftung vergeben.

Das Grundstück soll im Rahmen eines Erbbaupachtvertrages vergeben werden, um das 
städtische Eigentum zu sichern. 

Die Verwaltung wird beauftragt, den Investor bei der Beantragung der investiven 
Förderung aus Bundes- und Landesmittel zu unterstützen.

Die Verwaltung wird beauftragt, zum gegebenen Zeitpunkt einen Vertrag und einen 
Finanzplan mit dem Träger für den Betrieb der Einrichtung vorzubereiten und dem 
Magistrat zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
 

Finanzielle Auswirkungen:

JA/Nein
Haushaltsmittel stehen bereit bei Produkt:                        (HhSt.:                    )                          
Auftrag-Nummer:____________
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VORLAGE  ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Stadtplanung

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0105/19

18.04.2019
R.K.

Bundesverkehrswegeplan 2030; hier: Ortsumfahrung Urberach

Beratungsfolge:

Datum Gremium

23.04.2019 Magistrat
29.04.2019 Ausschuss für Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
02.05.2019 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
14.05.2019 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

In der seit fünf Jahrzehnten andauernden und bislang ergebnislosen Diskussion um 
eine Ortsumfahrung Urberach soll ein neuer Anlauf genommen werden. In diesem 
Sinne fand am 18.03 2019 im Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Wohnen in Wiesbaden eine Erörterung auf Fachebene statt. Hierbei wurde – 
erstmals (!) – die von der Stadt Rödermark präferierte sog. K/L-Trasse als 
gleichberechtigte Variante und Alternative zu den bisherigen potentiellen 
Trassenführungen ins Auge gefasst. Bislang wurde diese Verkehrsführung 
insbesondere vom Land Hessen lediglich als Maßnahme dafür gesehen, den 
Mehrverkehr für die Ortsdurchfahrt Urberach, der sich aus der Inbetriebnahme der 
Ortsumfahrung Offenthal ergibt, zu kompensieren. Auf das abgestimmte Protokoll 
wird verwiesen (siehe Anlage).

Bei der Darstellung der Ortsumgehung Urberach im Bundesverkehrswegeplan 2030 
(BVWP) handelt es sich nicht um eine konkrete Planungsentscheidung, sondern 
zunächst um eine reine Investitionsentscheidung. Daraus folgt, dass im BVWP keine 
verbindliche Trassenführung enthalten ist, sondern lediglich die Festlegung, dass 
aufgrund des verkehrlichen Bedarfs eine Ortsumfahrung geplant werden soll.

Insgesamt sind für das Land Hessen im BVWP 25 neue Ortsumfahrungen enthalten. 
Derzeit werden aus Kapazitätsgründen nur Projekte beplant, die bereits einen 
erheblichen Planungsfortschritt aufweisen. Eine Priorisierung für den Beginn neuer 
Ortsumgehungen soll im Jahre 2021 vorgenommen werden. Erst danach sind – in 
Abhängigkeit der Priorisierung - Aussagen zum Beginn der einzelnen Projekte möglich. 

Zur Vorbereitung eines Planfeststellungsverfahrens für eine Ortsumfahrung Urberach 
sind jedenfalls verschiedene Varianten zu prüfen, damit dem gesetzlich 
vorgeschriebenen Abwägungsgebot entsprochen und eine rechtssichere Variante 
entwickelt werden kann. Abwägungskriterien sind u.a. die verkehrliche Wirkung, die 
Wirtschaftlichkeit sowie die Umweltverträglichkeit. Aus Sicht der Stadt Rödermark 
kann die sog. K/L-Trasse in einer noch festzulegenden konkreten Linienführung und 
Ausbaumodalität diese Voraussetzungen erfüllen. Auch kann die von der Stadt 
Rödermark bevorzugte Variante auf die Akzeptanz der betroffenen 
Nachbarkommunen und Landkreise stoßen.
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Durch förmlichen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung soll die Vorbereitung 
eines entsprechenden Planfeststellungsbeschlusses eingeleitet werden.

 

Beschlussvorschlag:

1. Die Stadt Rödermark fordert das Land Hessen auf, in die förmliche Planung für 
eine Ortsumfahrung Urberach im Zuge des Bundesverkehrswegeplans 2030 
einzutreten. 

2. Zum Einstieg in eine möglichst frühe Bürgerbeteiligung wird die Stadt 
Rödermark die Realisierbarkeit und nachbarliche Verträglichkeit der 
sogenannten K/L-Trasse als gleichberechtigte Planungsvariante durch eine 
ergänzende gutachterliche Untersuchung darstellen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
 

Finanzielle Auswirkungen:

JA

Die Maßnahme kann aus verfügbaren Mittel bei der Orts- und Regionalplanung sowie 
aus dem Budget des FB 6 finanziert werden.
/He, 18.04.19

 

Anlagen 

 




